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Senat: Explosion bei Sozialkosten stoppen

Gemeinsame Erklärung mit Verbänden

In Zukunft sollen die Hilfen effizienter strukturiert werden. Eine weitere Vereinbarung wird angestrebt

Die Sozialausgaben der Stadt steigen seit Jahren an - allein die Hilfen zur Erziehung für problembelastete Kinder und Familien sind seit 2001 in jedem Jahr um durchschnittlich rund sechs Prozent gewachsen, auf 234 Millionen Euro im Jahr 2011. Mit dem allgemeinen Haushaltgrundsatz des Senates, wonach die jährliche Steigerung der Kosten bei unter einem Prozent liegen soll, ist das nicht zu vereinbaren.

Deshalb hatte die Sozialbehörde bereits im vergangenen Sommer Verhandlungen mit den Wohlfahrtsverbänden aufgenommen. Als Anbieter von Hilfen zur Erziehung, Kindertagesbetreuung oder der Begleitung von behinderten Menschen fließt ein großer Teil der Milliarden Euro Sozialausgaben an ihre Einrichtungen. Nach monatelangen Verhandlungen ist nun der erste Schritt vollzogen. Die Behörde und die Wohlfahrtsverbände haben sich auf Eckpunkte verständigt, die nun in weiteren Gesprächen zu einer verbindlichen Kooperationsvereinbarung ausgebaut werden sollen.

Unter anderem haben sich Behörde und Verbände darauf geeinigt, die jeweiligen Hilfen zielgerichteter und effizienter zu gestalten und die Fallzahlen nur in möglichst geringer Höhe steigen zu lassen. Außerdem haben die Träger zur Kenntnis genommen, wie es in der Vereinbarung steht, dass die Sozialbehörde künftig in den Verhandlungen um die Fallpauschalen immer die 0,88 Prozent-Grenze anlegen möchte.

Gerade über die Effizienz der Hilfen zur Erziehung, besonders im Bereich der Hausbesuche durch Sozialarbeiter, hatte es im vergangenen Sommer großen Streit gegeben. Träger und Opposition hatten hinter den Plänen des Senats, der auf den Vorrang von erzieherischen Regelsystemen wie Kita und Schule setzt, eine Abschaffung des geltenden Rechtes vermutet. Der Senat hatte eine geplante Abschaffung zwar immer vehement bestritten, dennoch ist Michael Edele, Geschäftsführer der Arbeitsgemeinschaft der freien Wohlfahrtspflege, froh, dass es in den Verhandlungen gelungen ist, festzuhalten, dass jeder Betroffene weiterhin Anspruch auf eine individuell passende Hilfe hat. Ansonsten sieht er in der Vereinbarung, "nur den Ausgangspunkt für unsere weiteren Gespräche".

Sozialsenator Detlef Scheele äußerte sich weitaus positiver zum Zwischenergebnis der Verhandlungen: "Ich freue mich, dass die Freie Wohlfahrtspflege bereit ist, diesen Weg konstruktiv und kritisch mit uns zu gehen. Mit der gemeinsamen Erklärung hat die Sozialbehörde einen Weg eingeschlagen, an dessen Ende ein öffentlicher Haushalt stehen soll, in dem es noch genug Handlungsspielraum gibt, um die soziale Infrastruktur in Hamburg zu erhalten."

Auf Basis der gemeinsamen Erklärung werden die Gespräche nun weitergeführt. Am Ende will die Behörde mit der AGFW eine Kooperationsvereinbarung treffen. Die darin festzulegenden Punkte, wie etwa Steigerungsraten und Korridore für Fallzahlanstiege sollen dann von 2013 bis 2015 gelten.

